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Plattform für Industrie 4.0
Hannover Messe soll nach Buenos Aires kommen
Von Marcus Christoph
Ulrich Sante (M.) und Bernd Rohde (l.) im Gespräch mit Wirtschaftsminister Matías Kulfas. (Foto: Deutsche Botschaft)
Buenos Aires (AT) - „Argentinien wirtschaftlich auf die Weltkarte bringen.“ Mit diesen Worten warb Dr. Ulrich Sante für die Idee, die Hannover Messe in der zweiten Märzhälfte des kommenden Jahres in Buenos Aires zu veranstalten. Gemeinsam mit Bernd Rohde, dem Regionaldirektor der Hannover Messe in Mexiko, stellte der deutsche Botschafter vor wenigen Tagen das ehrgeizige Vorhaben in seiner Residenz vor. Es gehe darum, eine internationale Plattform zu schaffen mit dem Ziel, ein positives Bild von Argentinien zu erzeugen und Investoren für das Land zu gewinnen, führte Sante bei dem Pressegespräch aus.
Gemeinsam mit Rohde hatte er mehrere Unterredungen mit hiesigen Entscheidungsträgern. Darunter der argentinische Wirtschaftsminister Matías Kulfas und Pablo Julio López, der Finanzminister der Provinz Buenos Aires. Die Gesprächspartner seien „sehr interessiert“ an der deutschen Initiative gewesen, berichtete Sante. Als Messe-Standorte kommen die Rural im Buenos-Aires-Stadtteil Palermo und das Areal Tecnópolis im Vorort Vicente López in Betracht.
Die Hannover Messe ist die weltweit größte Industriemesse. Sie hat sich in den vergangenen Jahren zum globalen Hotspot für Industrie 4.0 entwickelt, worunter man die umfassende Digitalisierung der industriellen Produktion versteht. Mittlerweile ist die Hannover Messe zu einem Exportschlager geworden. So fand sie bereits in Ländern wie Mexiko, den USA, China, der Türkei und Singapur statt. In dem südostasiatischen Stadtstaat wirkte seinerzeit Sante als deutscher Botschafter, als dort 2018 erstmals eine Ausgabe der Hannover Messe stattfand. Angesichts der dabei gewonnenen positiven Erfahrungen bemühte sich Sante, der seit 2020 die hiesige deutsche Botschaft leitet, darum, Buenos Aires als südamerikanischen Standort für die Hannover Messe zu positionieren.
Vorteile würde die Industriemesse nach Hannoveraner Vorbild vor allem für kleine und mittlere Betriebe bringen, meinte der Botschafter. Die großen Unternehmen hätten mit den Veränderungen, die die Digitalisierung mit sich bringe, weniger Probleme als die mittelständischen Betriebe, bei denen mitunter Sorge davor bestünde, bisherige Produktionsweisen zu ändern.
Bernd Rohde konnte von seinen Erfahrungen mit der Hannover Messe in Mexiko berichten. Das nordamerikanische Land, früher vor allem ein Standort für billige Arbeit, habe 2019 die Chance genutzt, sich als moderner Industriepartner zu zeigen, so Rohde in akzentfreiem Spanisch. Er pries die Industrie-Schau mit einem Vergleich an: „Die Hannover Messe ist für die Industrie, was die WM für einen Fußballer ist.“ Zur Auftaktmesse vor drei Jahren in Leon im Bundesstaat Guanajuato seien an den drei Ausstellungstagen mehr als 30.000 Besucher gekommen, schilderte Rohde. Wichtig sei, dass Regierung, Forschung und Wirtschaft an einem Strang zögen.
„Der menschliche Faktor ist entscheidend“, unterstrich der Messe-Vertreter. Zur Förderung junger Talente sollen Preise ausgelobt werden. Ein weiteres Augenmerk richte sich auf die Unterstützung von Frauen, deren Anteil in Argentinien bei Ingenieurswissenschaften bislang nur rund 25 Prozent ausmache. Mit der Hannover Messe einhergehen sollen Seminare, Konferenzen und Spitzentreffen zu den Themen Nachhaltigkeit und Duale Ausbildung.
Rohde sprach von einem „guten Eindruck“, den er von Buenos Aires als möglichen Messe-Standort gewonnen habe. Dies werde er in Hannover berichten, wo Ende dieses Monats eine verbindliche Entscheidung zur Veranstaltung der Messe in der argentinischen Hauptstadt fallen soll.
Wie Sante erläuterte, ist das Messe-Projekt als eine Säule des deutsch-argentinischen Zukunftsforums (Foro Futuro) zu sehen. Dabei gehe es um die industrielle Transformation Argentiniens, um die Energiewende, die für Argentinien große Chancen biete, um verbesserte (zertifizierte) Berufsausbildung nach dem in Deutschland bewährten Dualen System sowie um Unterstützung für Start-ups. Was Letzteres betrifft, konnte Sante verkünden, dass noch in diesem Jahr in Buenos Aires ein Büro von German Accelerator öffnen soll. Dabei handelt es sich um ein vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie gegründetes Förderprogramm für. Jungunternehmen.
„Wir glauben an die Kräfte, die verändern wollen“, fasste Sante zusammen, der bei der Gelegenheit auch die Wichtigkeit des kürzlich ausgehandelten Abkommens zwischen Argentinien und dem Internationalen Währungsfonds betonte. Dies schaffe Vertrauen für Argentinien in der Welt. Wenn das Abkommen tatsächlich abgesegnet würde, käme die Messe zur rechten Zeit, so der Ausblick des Botschafters, der Deutschland als verlässlichen Partner Argentiniens empfahl: „Die alten Freunde können auch die Freunde von morgen sein.“
Lateinamerika
Ex-Präsident wohl in Stichwahl in Costa Rica
José María Figueres deutlich vor Rodrigo Chaves
Jose Maria Figueres, Präsidentschaftskandidat, gibt seine Stimme für die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen ab. (Foto: dpa)
Gleich 25 Kandidaten standen als Nachfolger von Carlos Alvarado in Costa Rica zur Wahl. Keiner von ihnen konnte sich in der Gunst der Wähler besonders hervortun. Es wird wohl zu einer Stichwahl zwischen einem Ex-Präsidenten und einem ehemaligen Minister geben.
San José (dpa) - Nach der Präsidentenwahl in Costa Rica wird es wohl eine Stichwahl zwischen zwei zentristischen Kandidaten geben. Nach Auszählung von gut 88 Prozent der Wahllokale führte nach Angaben der Wahlbehörde vom Montag der ehemalige Präsident José María Figueres mit knapp 27,3 Prozent der Stimmen deutlich vor dem Zweitplatzierten, dem Ex-Finanzminister Rodrigo Chaves. Chaves, von der Zentrumspartei PSD, kam demnach auf rund 16,7 Prozent.
Einen Sieg in der ersten Wahlrunde am Sonntag konnte Figueres, der Vertreter der sozialdemokratischen PLN, damit jedoch nicht einfahren - um eine Stichwahl am 3. April zu vermeiden, hätte ein Kandidat mindestens 40 Prozent der Stimmen erhalten müssen. Den dritten Platz belegte der evangelikale Prediger Fabricio Alvarado von der rechten Partei Nueva República mit rund 14,8 Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei etwa 60 Prozent.
Die Verfassung des mittelamerikanischen Landes verbietet eine direkte Wiederwahl des Präsidenten, der Sozialdemokrat Carlos Alvarado konnte daher nicht für eine zweite vierjährige Amtszeit als Staats- und Regierungschef antreten. Mit dem früheren Wirtschaftsminister Welmer Ramos als Kandidat lag Alvarados Partei PAC, die insgesamt seit knapp acht Jahren regiert, abgeschlagen bei weniger als 1 Prozent.
Gewählt wurden am Sonntag auch alle 57 Abgeordneten des Parlaments, das aus einer einzigen Kammer besteht. Auch dort lag die PLN vorn - nach Hochrechnungen käme sie auf 19 Sitze, die PAC bekäme keine.
25 Parteien und Bündnisse hatten jeweils einen Kandidaten oder eine Kandidatin ins Rennen um das Präsidentenamt geschickt. Im Wahlkampf bildete sich weder ein beherrschendes Thema noch ein klarer Favorit heraus. In einer Umfrage der Universidad de Costa Rica wenige Tage vor den Wahlen gaben rund 32 Prozent der Befragten an, unentschlossen zu sein. Costa Rica hat rund fünf Millionen Einwohner und ist für Artenvielfalt und Naturschutz sowie als Urlaubsziel bekannt.
Der 67 Jahre alte Wirtschaftsingenieur Figueres war von 1994 bis 1998 Präsident Costa Ricas. Sein Vater, José Figueres, war dreimal Präsident und gründete nach dem Bürgerkrieg 1948 Costa Ricas Zweite Republik sowie auch die Partei PLN.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
CHILE
Außenminister zurückgetreten
Santiago de Chile - Chiles Außenminister Andrés Allamand ist gut einen Monat vor Ende seiner Amtszeit zurückgetreten. Der konservative Politiker war wegen einer Reise nach Spanien in die Kritik geraten, um Vorbereitungen für seinen künftigen Job als Chef des Iberoamerikanischen Generalsekretariats (Segib) zu treffen. Seine bisherige Stellvertreterin Carolina Valdivia trete seine Nachfolge an, teilte das Ministerium am Sonntag mit. Er müsse zugeben, dass seine Reise - die er während seines regulären Urlaubs gemacht habe - zu Kritik an der Regierung und einer Anspannung des politischen Klimas geführt habe, sagte Allamand.
KOLUMBIEN
Tote durch Erdrutsch
Pereira - Nach einem Erdrutsch in Kolumbien infolge starken Regens ist die Zahl der Todesopfer auf mehr als ein Dutzend gestiegen. «24 Stunden nach der Katastrophe in Pereira und Dosquebradas ist die Zahl der Betroffenen wie folgt: 34 Verletzte, 15 Tote, vier Vermisste», hieß es in einem Tweet des Katastrophenschutzes des Landes am Mittwoch. Zuvor hatte bereits das Büro des Bürgermeisters von Pereira, Carlos Maya, mitgeteilt, dass nach bisherigem Stand mindestens 15 Menschen ums Leben gekommen seien.
PERU
Viertes Kabinett
Lima - Der peruanische Präsident Pedro Castillo hat zum vierten Mal in seiner rund halbjährigen Amtszeit ein neues Kabinett vereidigt. Angeführt wird es von dem vorherigen Justizminister Aníbal Torres, wie aus einem Tweet der Regierung am Dienstagabend (Ortszeit) hervorging. Der vorherige Kabinettschef Héctor Valer war am Wochenende nach nur wenigen Tagen im Amt wegen Vorwürfen häuslicher Gewalt zurückgetreten. Dies zog den Rücktritt aller Minister in dem südamerikanischen Land nach sich.
BRASILIEN / PERU
Bolsonaro trift Castillo
Porto Velho - In einem Wahljahr mit wieder aufgenommenen Attacken gegen die Linke und die Arbeiterpartei in Brasilien hat der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro Perus Staatschef Pedro Castillo getroffen. Bei dem Besuch des Linkspolitikers in Porto Velho, Hauptstadt des Amazonas-Bundesstaates Rondônia, kamen die beiden Präsidenten unter anderem überein, den bilateralen Handel zu steigern und die gegenseitigen Investitionen zu fördern. Dies ging aus einer gemeinsamen Mitteilung vor wenigen Tagen hervor. Den äußerst knappen Wahlsieg Castillos gegen die Rechtspopulistin Keiko Fujimori hatte Bolsonaro noch kritisiert.
BRASILIEN
Demos nach Flüchtlingstod
Rio de Janeiro - Nach der brutalen Tötung eines afrikanischen Flüchtlings hat es in zahlreichen brasilianischen Städten Demonstrationen für Gerechtigkeit gegeben. In Rio de Janeiro versammelten sich Hunderte Demonstranten am Samstag an einer Strandbar im Stadtteil Barra da Tijuca, in der der junge Kongolese Moïse Kabagambe gearbeitet hatte. Dort wurde er am 24. Januar von mehreren Menschen zu Tode geprügelt. Nach Medienberichten unter Berufung auf Angehörige Kabagambes wurde dieser angegriffen, als er eine ausstehende Lohnzahlung für zwei Tage Arbeit einforderte. Es gab inzwischen drei Festnahmen. (dpa/mc)
Internationale Politik
Kein Ende im Ukraine-Konflikt
Nato besorgt über russisches Manöver in Belarus
Russische Luftabwehrsysteme in Belarus: Das gemeinsame Manöver beider Länder versetzte die Nato in Unruhe. (Foto: dpa)
Berlin/Kiew/Moskau (dpa) - Inmitten schwerer Spannungen im Ukraine-Konflikt haben Russland und Belarus am Donnerstag gemeinsame Militärmanöver begonnen. Bei der Übung solle etwa „die Abwehr äußerer Aggression“ trainiert werden, teilte das Verteidigungsministerium in Moskau mit. Im Westen wird befürchtet, dass Russland im Zuge des Manövers einen Einmarsch in die Ukraine vorbereitet. Die britische Außenministerin Liz Truss warf Moskau eine „Kalter-Krieg-Rhetorik“ vor und rief zu ernsthaften Verhandlungen auf.
„Frieden und Stabilität“ in Europa seien gefährdet, warnte Truss in Moskau bei einer Pressekonferenz mit ihrem Kollegen Sergej Lawrow. „Noch ist Zeit für Russland, seine Aggression gegen die Ukraine zu beenden und den Pfad der Diplomatie einzuschlagen.“ Lawrow zeigte sich sichtlich verärgert von dem Auftreten seiner Kollegin. So kritisierte er etwa die britische Forderung, Russland solle Truppen von seinem eigenen Gebiet an der Grenze zur Ukraine abziehen.
Zudem warf Lawrow dem Westen vor, er wolle Russland „betrügen“, denn die Sicherheit eines Landes könne nicht auf Kosten eines anderen gewährleistet werden. Moskau fordert verbindliche Zusicherungen etwa über ein Ende der Nato-Osterweiterung. Das westliche Militärbündnis, in dem auch Großbritannien Mitglied ist, beruft sich hingegen auf die freie Bündniswahl von Staaten.
Kurz vor der Begegnung der beiden Außenminister begannen im Nachbarland Belarus die zehntägigen, großangelegten Manöver. Sie werden nach Angaben beider Seiten etwa im Süden der Ex-Sowjetrepublik unweit zur Ukraine und im Westen an der EU-Außengrenze abgehalten. Moskau veröffentlichte ein Video, das Panzer mit Tannenzweigen zur Tarnung zeigte. Zu sehen und zu hören war, wie geschossen wurde.
Russland hatte in den vergangenen Wochen schweres Militärgerät nach Belarus verlegt - darunter Luftabwehrsysteme vom Typ S-400. Zudem wurden laut Angaben aus Moskau Kampfflugzeuge des Typs Suchoi Su-25SM über 7000 Kilometer aus dem Osten Russlands am Pazifik in das Gebiet von Brest nahe der polnischen Grenze gebracht.
Die Militärführungen in Belarus und Russland hatten immer wieder betont, die Truppenverlegung im Zuge des Manövers habe reinen Übungscharakter, sei für niemanden eine Bedrohung und stehe im Einklang mit internationalem Recht. Laut Kreml sollen die russischen Soldaten nach Ende der Übung wieder zu ihren Standorten zurückkehren.
Angesichts des Aufmarschs Zehntausender russischer Soldaten in der Nähe der Ukraine wird befürchtet, dass der Kreml eine Invasion plant. Moskau bestreitet das. Für möglich wird auch gehalten, dass die russische Seite Ängste schüren will, um die Nato zu Zugeständnissen bei Forderungen nach neuen Sicherheitsgarantien zu bewegen.
Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg fand deutliche Worte. „Dies ist ein gefährlicher Moment für die europäische Sicherheit“, sagte er bei einer Pressekonferenz mit dem britischen Premierminister Boris Johnson in Brüssel. Zugleich drängte Stoltenberg Russland zu weiteren Gesprächen im Nato-Russland-Rat.
Internationale Politik
Duell der französischen Rechten
Le Pen und Zemmour buhlen um Wähler
Marine Le Pen ist bekannt für markige Worte. Bei der anstehenden Präsidentschaftswahl könnte sie nun rechts überholt werden. (Foto: dpa)
Lille/Reims (dpa) - Die rechte Politikerin Marine Le Pen und ihr rechtsextremer Konkurrent Éric Zemmour haben sich gut zwei Monate vor den französischen Präsidentschaftswahlen ein Fernduell geliefert. Die beiden Anwärter auf das Amt des Staatschefs traten am Wochenende in Nordfrankreich jeweils vor Tausenden Anhängern auf und schworen sie mit radikalen Aussagen auf die entscheidende Phase des Wahlkampfs ein. Am 10. und 24. April wird in Frankreich der nächste Präsident oder die nächste Präsidentin gewählt.
Die kurz aufeinander folgenden Reden wurden in französischen Medien als erstes mehr oder weniger direktes Kräftemessen der beiden Kandidaten gewertet. Lange Zeit war Le Pen das bekannte Gesicht des rechten Lagers gewesen und galt als dessen einzige ernstzunehmende Anwärterin auf das höchste Staatsamt.
Doch seit Verkündung seiner Kandidatur im November bringt der mehrfach wegen rassistischer Äußerungen verurteilte Publizist Zemmour Le Pen in Bedrängnis. Er spricht mit noch radikalerer Rhetorik ähnliche Themen an und buhlt um dieselben Wählerschichten. Zudem warb er schon mehrere Köpfe ihrer Partei Rassemblement National ab und lag in einer Umfrage zuletzt gleichauf mit Le Pen.
In seiner Rede am Samstag wetterte er in Lille gegen den angeblich von Frankreich finanzierten „großen Bevölkerungsaustausch“ mit einer massiven Islamisierung des Landes. Als Beispiel nannte Zemmour die nordfranzösische Stadt Roubaix, die er als ein „Afghanistan zwei Stunden entfernt von Paris“ bezeichnete.
Minutiös rechnete er vor, wie viel öffentliches Geld für Ausländer fließe, das dann wiederum für dringend benötigte neue Gefängnisplätze fehle. Als Präsident werde er Sozialleistungen für Ausländer abschaffen, nur noch wenigen Dutzend Menschen pro Jahr Asyl gewähren und die Abgabenlast für Franzosen senken. In Lille protestierten nach Angaben der Präfektur rund 1100 Menschen gegen den Auftritt Zemmours.
Le Pen, die bereits zum dritten Mal für das Präsidentenamt kandidiert, schlug in ihrer Rede ähnliche Töne an. Sie wolle die Franzosen vor einer „Einwanderungs-Überflutung“ beschützen. Präsident Emmanuel Macron habe das Land finanziell heruntergewirtschaftet, zur Spaltung der Gesellschaft beigetragen und sei arrogant und deprimierend. Zemmour erwähnte sie nicht. Am Sonntag ging das Treffen im Reims nicht-öffentlich weiter.
Eine Umfrage sah Zemmour am Samstag für den ersten Wahlgang gleichauf mit Le Pen bei 14 Prozent der Stimmen, knapp hinter der Konservativen Valérie Pécresse (16,5 Prozent) und weit hinter Amtsinhaber Macron (24 Prozent), dessen Kandidatur als sicher gilt, auch wenn er sie noch nicht offiziell verkündet hat. Erreicht im ersten Wahlgang wie üblich keiner der Präsidentschaftsanwärter die nötige absolute Mehrheit der Stimmen, ziehen die beiden erfolgreichsten Kandidaten zwei Wochen später in eine Stichwahl ein.
Internationale Politik
Weltnachrichten
GROSSBRITANNIEN
Jubiläumsempfang
Windsor - Kurz vor ihrem Thronjubiläum hat Queen Elizabeth II. auf ihrem ostenglischen Landsitz Sandringham Bürgerinnen und Bürger aus der Gegend empfangen. Die 95-Jährige traf sich mit Vertetern einer Frauenorganisation, früheren Beschäftigen des Landsitzes und anderen Ehrenamtlichen, wie der Buckingham-Palast am Samstag mitteilte. Die festlich in Hellblau gekleidete Queen schnitt einen Kuchen mit dem offiziellen Emblem des Jubiläums an, den ein Anwohner für sie gebacken hatte. Elizabeth II. begeht am Sonntag ihr 70-jähriges Thronjubiläum. Ihr Vater Georg VI. starb am 6. Februar 1952, dadurch wurde seine älteste Tochter seine Nachfolgerin. Keine Monarchin und kein Monarch vor ihr war länger auf dem Thron des Vereinigten Königreiches.
USA
Widerspruch
Washington - Der ehemalige US-Vizepräsident Mike Pence hat Ex-Präsident Donald Trump erstmals öffentlich attackiert und ihm direkt widersprochen. „Präsident Trump hat Unrecht: Ich hatte kein Recht, die Wahl zu kippen“, sagte Pence bei einem Auftritt im US-Bundesstaat Florida. Die Vorstellung, dass eine einzelne Person den Präsidenten wählen könne, sei „unamerikanisch“. Der bibeltreue Republikaner galt Trump vier Jahre lang als treuer Vize, hatte sich aber nach dem Angriff aufs Kapitol von ihm distanziert. Dem 62-Jährigen werden Ambitionen nachgesagt, bei der nächsten Wahl 2024 selbst fürs höchste Staatsamt kandidieren zu wollen. Pence bezog sich mit seinen Äußerungen auf die formelle Bestätigung des Wahlergebnisses der Wahl vom November 2020 im Kongress am 6. Januar 2021, dem Tag der Kapitol-Attacke.
NORWEGEN/NATO
Neuer Chefbanker
Oslo - Die Nato muss inmitten der schweren Spannungen mit Russland einen Nachfolger für Generalsekretär Jens Stoltenberg suchen. Der 62-Jährige wird neuer Chef der norwegischen Zentralbank, wie das norwegische Finanzministerium am Freitag in Oslo mitteilte. Stoltenberg ist seit 2014 Generalsekretär der Militärallianz. Sein derzeitiges Mandat läuft am 30. September 2022 aus. Zuvor war der Sozialdemokrat von 2005 bis 2013 in seinem Heimatland Ministerpräsident. Stoltenbergs Kandidatur für den Chefposten bei der Zentralbank war wegen seiner engen Freundschaft mit dem sozialdemokratischen Regierungschef Jonas Gahr Støhre umstritten. Stoltenberg tritt das neue Amt dann voraussichtlich Anfang Dezember an.
GROSSBRITANNIEN
Falschbehauptung
London - Der britische Premierminister Boris Johnson ist wegen einer Falschbehauptung über Oppositionschef Keir Starmer weiter unter Druck geraten. Der Tory-Chef hatte Starmer vergangene Woche vorgeworfen, als früherer Chef der Staatsanwaltschaft persönlich für das Versäumnis von Ermittlungen gegen den inzwischen gestorbenen pädophilen BBC-Moderator Jimmy Savile verantwortlich zu sein. Mehrere Abgeordnete von Johnsons Konservativer Partei forderten am Dienstag eine Entschuldigung des Premiers, nachdem Starmer am Vorabend von Demonstranten auf der Straße mit dem Vorwurf konfrontiert und bedrängt worden war. Johnson hatte den Vorfall am Montagabend als „komplett inakzeptabel“ bezeichnet, entschuldigte sich bislang aber nicht bei dem Oppositionschef.
NORDIRLAND
Regierungskrise
Belfast - Der Streit um Brexit-Kontrollen in Nordirland sowie ein plötzliches Aus für die Regionalregierung haben die britische Provinz in eine tiefe Krise gestürzt. „Das bringt unmittelbare Probleme für die Bürger mit sich“, sagte die Konfliktforscherin Katy Hayward von der Queen‘s University Belfast der Deutschen Presse Agentur. Das in Nordirland geltende, besondere System der Machtteilung bedeutet, dass mit dem Rücktritt von Regierungschef Paul Givan von der protestantisch-unionistischen DUP auch seine gleichberechtigte Stellvertreterin Michelle O‘Neill von der katholisch-republikanischen Partei Sinn Fein ihr Amt niederlegen musste. Die Provinz steht so de facto ohne regionale Regierung da. Givan war aus Protest gegen das sogenannte Nordirland-Protokoll zurückgetreten, das Teil des Brexit-Abkommens zwischen London und Brüssel ist.
ITALIEN
Parteienkrise
Rom - Nach der chaotischen Präsidentenwahl in Italien rutscht der Mitte-Rechts-Block immer tiefer in die Krise. Die konservative Forza Italia, die rechtspopulistische Lega und die neofaschistischen Fratelli d‘Italia seien keine Allianz mehr, „das scheint klar zu sein“, sagte der Lega-Chef Matteo Salvini am Wochenende. Er behauptete, als einer der wenigen noch an einen Zusammenhalt „des sogenannten“ Mitte-Rechts-Bündnisses geglaubt zu haben. Eigentlich hatten die drei Parteien noch zuletzt vereinbart, künftig stärker zusammenzuarbeiten, um bei den Parlamentswahlen 2023 eine Mitte-Rechts-Regierung bilden zu können. Bei den Wahlen zum Staatspräsidenten aber kam es zu offenen Konflikten: Viele Wahlleute folgten bei der tagelangen Hängepartie nicht den Vorgaben ihrer Parteichefs und versagten sogar eigenen Kandidaten ihre Stimme. (dpa/wvg)
Wirtschaft
Die Nord Stream Erdgasleitungen unter Kritik
(Foto: dpa)
Die Erdgas-Leitung Nord Stream 1 ist 2021 wie schon im Jahr zuvor nahezu unter Volllast gelaufen. Durch die vor zehn Jahren in Betrieb genommene Ostsee-Pipeline vom westrussischen Wyborg nach Lubmin bei Greifswald wurden 59,2 Mrd. Kubikmeter Erdgas transportiert. Wie das Betreiberkonsortium Nord Stream AG (Zug/Schweiz) am Montag mitteilte, war das die gleiche Menge wie im bisherigen Rekordjahr 2020. Seit Inbetriebnahme des ersten Strangs Ende 2011 seien auf diesem Wege somit mehr als 441 Mrd. Kubikmeter russisches Erdgas nach Lubmin gelangt, wo es in das westeuropäische Versorgungsnetz eingespeist wird. Russland ist seit Jahren wichtigster Gaslieferant Deutschlands.
Um die Inbetriebnahme der parallel durch die Ostsee verlaufenden Gasleitung Nord Stream 2 wird heftig gestritten. Der zweite Doppelstrang, der die gleiche Transportkapazität haben wird wie Nord Stream 1, ist fertiggestellt, bedarf aber noch einer Zertifizierung und Freigabe durch die zuständigen Behörden.
Erst am Wochenende hatte sich Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) erneut kritisch zu dem Projekt geäußert und vor einer zu großen Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen gewarnt. Die letzten Wochen und der Konflikt in der Ostukraine hätten die Sorge, dass Russland seine Gaslieferungen auch gegen deutsche Interessen einsetzen könnte, wachsen lassen.
Mehrheitsgesellschafter der Nord Stream AG ist der russische Staatskonzern Gazprom. Dem internationalen Joint Venture gehören zudem die deutschen Unternehmen Wintershall Dea und Eon sowie die niederländische Gasunie und Engie aus Frankreich an. (dpa)
Wirtschaft in Kürze
Geschäftsnachrichten
Aerolíneas Argentinas
Das staatliche Luftfahrtunternehmen, das 2021 eine Subvention von u$s 682 Mio. erhielt, schloss den ersten Monat 2022 beim Binnenverkehr mit 88% mehr Passagieren als im Januar 2020, aber beim internationalen mit nur 48% mehr als vor der Covid-Pandemie. Die Zunahme des Luftverkehrs beruht einmal auf der wirtschaftlichen Erholung und dann auch auf dem Programm der Subventionierung des internen Tourismus. Die Kosten haben wegen der Treibstofferhöhung ca. 90% in einem Jahr stark zugenommen. Auch dieses Jahr wird mit einem hohen Defizit gerechnet, das vor allem durch den internationalen Luftverkehr verursacht wird. Würde sich AA auf den Flugverkehr im Inland und mit den Nachbarstaaten konzentrieren, und entfernte Ziele im Ausland aufgeben, könnte das Defizit stark verringert werden. Das gehört zu den Strukturreformen, die jetzt vom Staat gefordert werden.
Rio Tinto
Dieses weltweit zweitgrößte Bergbauunternehmen hat der Regierung eine Investition von u$s 100 Mio. mitgeteilt, um die Lithiumproduktion in Salar El Rincón, Provinz Salta, zu erhöhen. Im Dezember 2021 hatte Rio Tinto ein Abkommen mit den damaligen Besitzern dieses Lithiumvorhabens, Rincon Mining (die Investmentfonds gehört, die von “Sentient Equity Partners” verwaltet werden), u$s 825 Mio. gezahlt, um es zu übernehmen. Die Lithiumproduktion schreitet in Argentinien mit großen Schritten voran, und wird bald einen bedeutenden Beitrag zu den Exporten darstellen.